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Die Zulässigkeit der Preiswerbung von  
Ärzten unterliegt nach wie vor engen  
Grenzen. Dies sichert dem Arzt ein  
Mindesteinkommen, schützt ihn vor  
ruinösem Preiswettbewerb, sichert also 
letztlich die Qualität der ärztlichen  
Leistung und dient damit dem  
Verbraucherschutz. 

von Katharina Eibl und  
Dirk Schulenburg

G
rundlage für die ärztliche Honorar­
forderung ist die Gebührenord­
nung für Ärzte (GOÄ). Hält sich ein 
Arzt bei seiner Abrechnung nicht 

an die Vorgaben der GOÄ, stellt dies meist 
auch einen Verstoß gegen § 12 der Berufs-
ordnung der nordrheinischen Ärztinnen  
und Ärzte (BO) dar, der berufsaufsichts­
rechtlich geahndet werden kann. Die Ge­
bührenordnung ist zudem eine Marktver­
haltensregelung, sodass ein Verstoß auch 
wettbewerbswidrig ist, also vom Mitbe­
werber vor den Zivilgerichten angegriffen 
werden kann.

Festpreiswerbung

Nach § 5 Abs. 2 GOÄ sind die Gebühren 
des Arztes innerhalb des Gebührenrah­
mens unter Berücksichtigung der Schwie­
rigkeit und des Zeitaufwands der einzelnen 
Leistung sowie der Umstände bei der Aus­
führung nach billigem Ermessen zu bestim­
men. Hiergegen verstoßen Ärzte, die ihre  
Behandlungsleistungen mit Pauschal­
preisen abrechnen. Die Werbung mit Pau­
schalpreisen verstößt damit auch gegen  
§ 3a des Gesetzes zur Bekämpfung unlaute-
ren Wettbewerbs (UWG). Dementsprechend  
wurde die Pauschalpreiswerbung für eine  
Augenlaserbehandlung (OLG Köln, Urteil 
vom 14.12.2012, Az.: 6 U 108/12) sowie für  
eine Anti-Aging-Behandlung (LG Düssel-
dorf, Urteil vom 30.08.2013, Az.: 38 O 6/12) 

von den Gerichten als wettbewerbswidrig 
beurteilt.

Nicht-indizierte kosmetische  
Operationen

Die Vorgaben der Gebührenordnung 
gelten nicht nur für medizinisch indizierte 
ärztliche Behandlungen (BGH, Urteil vom 
23.03.2006 – Az: III ZR 223/05). Gerade im 
Bereich der Schönheitsoperationen werben 
Ärzte aber tatsächlich nicht selten mit Pau­
schalpreisen. Aber auch die Tatsache, dass 
bei schematisch ablaufenden ärztlichen 
Behandlungen in der Regel der gleiche Auf­
wand anfällt, damit also auch die gleiche 
Vergütung, rechtfertigt keine Festpreisan­
gabe, da eben Ausnahmen vom regelhaften 
Verlauf immer möglich sind (LG Köln, Urteil 
vom 21.06.2012 – Az: 41 O 767/11). 

Werbung mit Gratisleistungen

Nach § 12 BO muss der Arzt ein angemes­
senes Honorar verlangen. Daher ist es be­
rufsrechtlich grundsätzlich nicht zulässig, 
ärztliche Leistungen gratis zu erbringen. 

Die Gerichte, die sich mit Gratisaktionen 
bisher befassen mussten, stützten sich 
allerdings im Wesentlichen auf die Vor­
schrift des § 7 Abs. 1 Heilmittelwerbegesetz 
(HWG), der die Werbung für Heilmittel und 
Verfahren mit kostenlosen Zuwendungen 
untersagt.

Das OLG Celle untersagte die Werbung 
für eine kostenlose Venenmessung. Das 
Gericht sah darin eine verbotene Zuwen­
dung. Ein solcher kostenloser Venencheck 
sei ein Mehr an Leistung als eine Auskunft 
oder ein Ratschlag, der auch gratis erfolgen 
dürfe (OLG Celle, Hinweisbeschluss vom 
03.11.2011, Az: 13 U 167/11). 

Ebenso verstößt eine kostenlose fach­
ärztliche Beratung bezüglich schönheits­
chirurgischer Maßnahmen gegen § 7  
Abs. 1 HWG und ist damit wettbewerbswid­
rig (OLG München, Urteil vom 08.10.2009, 
Az: 6 U 1575/08). Der Verbraucher erwarte 

von einem solchen Gespräch eine erste Be­
funderhebung und einen Behandlungsvor­
schlag. Eine solche Beratung ist Teil einer 
ärztlichen Behandlung, die üblicherweise 
nur gegen Entgelt zu haben sei. 

Kostenloser Abholservice

Von dem Angebot, Patienten von zu 
Hause abzuholen und ggf. nach der Ope­
ration wieder nach Hause zu bringen, ist 
ebenfalls abzuraten. Hierzu fällt die Recht­
sprechung unterschiedlich aus.

Das Oberlandesgericht Rostock hielt 
etwa das Angebot einer kostenlosen Taxi­
fahrt von zu Hause zur Klinik und zurück 
für zulässig (OLG Rostock, Urteil vom 
14.03.2012, Az: 2 U 22/10). Es hielt diese 
Aktion für eine reine Image-Werbung, die 
nicht unter dem Verbotsbereich des Heil­
mittelwerbegesetzes falle. 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf un­
tersagte hingegen die Ankündigung eines 
Augenarztes, der für seine ambulanten 
Operationen warb und in diesem Zusam­
menhang darauf hinwies, dass eine Koope­
ration mit einer Augenklinik bestehe, zu 
der ein kostenloser Shuttle-Service einge­
richtet sei. Das Gericht vertrat die Auf­
fassung, dass es sich hierbei um „produkt­
bezogene“ Werbung handele, die zudem 
dem Zuweisungsverbot unterfalle (OLG 
Düsseldorf, Urteil vom 04.12.2012, Az: I 20 U 
46/12, siehe auch OLG Köln, Urteil vom 
22.11.2013, Az: 6 U 91/13). 

Die grundsätzliche Liberalisierung des 
ärztlichen Werberechts ändert mithin 
nichts daran, dass im Bereich der Preiswer­
bung der Ärzte Vorsicht geboten ist. Nicht 
nur vor dem Hintergrund des Berufsrechts, 
sondern auch wegen der Abmahnmöglich­
keiten der Wettbewerber im umkämpften 
Markt der Verlangensleistungen. 

Dr. iur. Dirk Schulenburg, MBA, ist Justiziar der  
Ärztekammer Nordrhein, Katharina Eibl,  
Fachanwältin für Medizinrecht, ist Referentin  
der Rechtsabteilung.
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Werbung mit Rabatten, Festpreisen  
und Pauschalen

Ärztliche Körperschaften im Internet	 Ärztekammer Nordrhein www.aekno.de   
	 Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein www.kvno.de

Hartmannbund — Freie Selbstverwaltung! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hartmannbund – Verband der Ärzte Deutschlands e. V. ist der einzige Verband, 
der konsequent die Interessen aller Ärztinnen und Ärzte vertritt – ganz gleich, in 
welcher Form die ärztliche Tätigkeit ausgeübt wird. Wir glauben daran, dass eine 
freie Gesellschaft eine freie und unabhängige Ärzteschaft braucht. 
In der Einigkeit sind wir stark! 

Wir wollen: 
• Entbudgetierung in der vertragsärztlichen Tätigkeit!  
• Faire und angemessene Vergütung aller erbrachten Arbeit! 
• Keine staatlichen Eingriffe in die Praxisführung! 
• Entlastung von irrsinniger Bürokratie! 
• Attraktive Arbeitsbedingungen in Klinik, Praxis, MVZ und im ÖGD!  
• Vereinbarkeit von Beruf und Familie! 
• Personaluntergrenzen in den Kliniken nicht nur für die Pflege, sondern auch für den ärztlichen Dienst! 
• Exzellente und evaluierte Weiterbildung! 
• Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes! 
• Faire Poolausschüttung durch die Kliniken an die nachgeordneten Ärztinnen und Ärzte! 
• Verbesserungen und tarifliche Gleichstellung der Ärztinnen und Ärzte im Öffentlichen Gesundheitsdienst! 
• Medizin vor Ökonomie im gesamten Gesundheitswesen! 
• Freie Selbstverwaltung ohne politische Gängelei! 

Spitzenkandidat im Wahlbezirk Reg.-Bez. Düsseldorf: 
Dr. med. Stefan Schröter (v.i.S.d.P.) 

 
 
 

v.l.: Sebastian Exner, 
Dr. Bernhard Welker, 

Dr. Stefan Schröter, Silke 
Borchardt, Dr. Kurt Trübner 

Liste Nr. 10  

STARK FÜR ÄRZTE. 


